
Und Eden erinnerte sich an die Grundidee des Pots­
damer Abkommens — das von den Westmächten so 
offen gebrochen wurde; er erinnerte sich daran, welche 
Verpflichtungen in ihm auch die Westmächte zur Ge­
währleistung der Sicherheit in Europa übernommen 
hatten — den deutschen Militarismus und Faschismus 
auszurotten — und sagte:

„Vor zehn Jahren wurde der Krieg in Europa be­
endet. Nun haben wir endlich mit der Arbeit begon­
nen, die wir gehofft hatten, im Jahre 1945 zu 
beginnen.“
Es ist klar, daß, je stärker sich im Weltmaßstab die 

Forderungen nach Gewährleistung des Friedens und 
der Sicherheit, der friedlichen Koexistenz der Staaten 
und der freundschaftlichen Beziehungen zwischen ihnen 
durchsetzen, das wahre Wesen der Politik der Regie­
rung Adenauer immer deutlicher hervortritt. Es wird 
die Tatsache offenbar, daß diese Politik in der entgegen­
gesetzten Richtung — gegen den Strom der Zeit — ver­
läuft; die Ereignisse entziehen der Politik der Bundes­
republik immer mehr den Boden, und es ist klar, daß 
sie damit auch den Wert für die Westmächte verliert. 
Sobald das wahre Kräfteverhältnis in der Welt hervor­
trat, mußte auch die wahre Stellung der Bundesrepublik 
in dem Kräfteverhältnis der Welt offenbar werden. So­
lange die „Politik der Stärke“ hoch im Kurs war, 
solange die imperialistischen Mächte die Illusion hegten, 
hemmungslos ihre Atlantikpakt-Politik, die Politik der 
„Einkreisung“ des sozialistischen Lagers, die Politik der 
Stützpunkte und der Unterdrückung der Völker für ihre 
Zwecke durchführen zu können, stand auch die Politik 
der Remilitarisierung der Bundesrepublik, ihres Ausbaus 
zum vorgeschobenen Posten des Atlantikpaktes 
in Westeuropa, hoch im Kurs. Nachdem die 
Schwäche der Aggressionspolitik, die Grenze des Atlan­
tikpaktes und der Unterdrückung der Völker und damit 
der ganzen „Politik der Stärke“ sichtbar wurde, sank 
auch sofort die Bundesrepublik in ihrem Kurs, und man 
mißt sie heute an der politischen Wirklichkeit, die auf 
der Genfer Konferenz so deutlich hervortrat.

Sogar die „New York Times“, das Blatt der Regie­
rung der USA, das bisher Adenauer allseitig stützte, 
schrieben:

„Zweifellos ist die Regierung, die von der Kon­
ferenz der vier Großmächte am meisten enttäuscht 
war, die westdeutsche Bundesrepublik.“2) 

Westdeutsche Zeitungen konstatierten, daß mit dem 
Zurückfluten der Politik der Aggression und der stei­
genden Durchsetzung der Politik der kollektiven Sicher­
heit auch der Bankrott der Politik Adenauers besiegelt 
sei:

„Auf lange Sicht gesehen, scheint Adenauer mit 
seiner Behauptung ins Hintertreffen zu geraten, 
wonach der Beitritt der Bundesrepublik zur NATO 
uns der Wiedervereinigung näherbringt. Davon 
kann nach den Feststellungen Bulganins keine Rede 
sein.“3)

Der französische „Combat“ deckte die Widersprüch­
lichkeit der Lage auf, in die die westdeutsche Remili­
tarisierungspolitik durch die in Genf eingetretene Wen­
dung in der Weltpolitik geraten sei:

„Konrad Adenauer steht also vor folgendem 
Dilemma: Militärmacht oder Wiedervereinigung. 
Die Unmöglichkeit, aus diesem Dilemma heraus- 
zukömmen, in dem er sich allem Anschein nach 
befindet, dürfte den Bankrott seiner Außenpolitik 
bedeuten.“4)

Es unterliegt keinem Zweifel, daß diese Widersprüche 
sich verstärken werden, daß eine Regierung, die die 
Politik der Remilitarisierung, der Aggression, der Ver­
schärfung der internationalen Spannungen auf ihre 
Fahnen setzte, in immer stärkere Isolierung gerät, weil 
sie sich von der politischen Wirklichkeit, von dem wirk­
lichen Streben der Völker, immer weiter entfernt.

Die Bundesrepublik wird dazu unter dem Diktat der 
Pariser Verträge sich immer stärker als aggressiver 
Staat, als Friedensstörer, entlarven. Sie wird in immer 
stärkerem Maße ein militär-diktatorisches Regime her-

*) „New York Times“ vom 25. Juli 1955.
3) „Die Deutsche Zukunft“ vom 28. Juli 1955.
‘) „Combat“ vom 27. Juli 1955.

ausbilden, das die demokratischen Rechte und Frei­
heiten der Bürger zerstört, die nationale Selbstbestim­
mung drosselt, den Monopolen und Militaristen alle 
Herrschaftsgewalt einräumt. Um so eindringlicher aber 
stellt sich vor die gesamte Bevölkerung Westdeutsch­
lands die unabwendbare Notwendigkeit, eine solche Po­
litik zu ändern und eine Regierung zu fordern, die in 
die große weltumspannende Bewegung für die Erhal­
tung des Friedens in der Welt und die Herstellung der 
kollektiven Sicherheit in Europa einschwenkt.

Wie die Kräfte der Aggression in immer stärkere 
Isolierung geraten und die Massen sich von ihnen ab­
wenden und zum aktiven Kampf gegen diese Politik 
übergehen, so wächst die Autorität und der Einfluß 
derjenigen Kräfte, die die Politik führen, die dem 
Willen und den Interessen des Volkes entspricht. Die 
nationale und die internationale Entwicklung sind nicht 
zu trennen. Die Schwächung der Kräfte der Aggression 
in der Welt schwächte die Kräfte der Aggression in 
Deutschland, die ihren Ausdruck im Adenauer-Regime 
finden. Die Stärkung der Kräfte des Friedens und der 
Sicherheit stärkt unsere Republik, die der Ausdruck 
des Kampfes des deutschen Volkes für diese Ziele ist 
und vermehrt daher unsere Autorität, das Vertrauen 
zu uns, vermehrt unsere Freunde.

Das Neue in unserer nationalen Lage nach der Genfer 
Konferenz besteht darin, daß eine große Stärkung der 
Autorität unserer Republik eingetreten ist, die ihren 
Grund darin hat, daß sich die Politik unserer Republik 
als richtig erwies und diese Erkenntnis im internatio­
nalen Maßstab sich durchzusetzen beginnt. Auch die­
jenigen, die bisher die Existenz unserer Republik ab­
lehnen zu können glaubten, waren, angesichts der Ver­
änderung des Kräfteverhältnisses gezwungen, anzuer­
kennen, daß in ihr die nationalen Interessen des deut­
schen Volkes ihren Ausdruck finden. Jetzt kann man 
die Existenz unserer Republik nicht länger ignorieren. 
Man muß das Bestehen zweier Staaten in Deutschland 
anerkennen. In den Direktiven der in Genf versammel­
ten Regierungschefs an ihre Außenminister für das Ver­
fahren bei der Behandlung der Deutschlandfrage heißt 
es, daß diese ermächtigt seien, zur Teilnahme und 
Konsultation bei den zu lösenden Fragen die „inter­
essierten Parteien“ — das heißt die Deutsche Demokra­
tische Republik und die Bundesrepublik — heranzu­
ziehen.

Die These der Bonner Regierung, es gäbe in Deutsch­
land nur einen Staat, und das sei die Bundesrepublik, 
ist heute schon der Lächerlichkeit preisgegeben. Sie ist 
eine ebenso dumme wie aussichtslose Fiktion, der Aus­
druck des Wunsches, die Deutsche Demokratische Repu­
blik leichter Hand mit Hilfe der „Politik der Stärke“ 
einverleiben zu können. Nach Genf eröffnet sich auch 
in der Bundesrepublik selbst immer klarer der Blick 
für die politische Wirklichkeit, für die Unzerstörbarkeit 
der politischen Kräfte, auf denen unsere Republik auf­
baut, der Arbeiter- und Bauernmacht, und damit die 
Einsicht in das Bestehen zweier Staaten in Deutschland.

III
Wir führen den Kampf um die Lösung der Lebens­

frage unserer Nation unter den Bedingungen der staat­
lichen Spaltung Deutschlands, der Existenz zweier Staa­
ten in Deutschland mit verschiedenartiger politischer 
und ökonomischer Struktur. Einer dieser Staaten, die 
Bundesrepublik, ist in das Atlantikpaktsystem einge­
gliedert. Auf ihm liegt die schwere Bürde der Pariser 
Verträge, die seine nationale Selbstbestimmung und 
staatliche Souveränität unterdrücken und das deutsche 
Volk in Westdeutschland den Interessen des Monopol­
kapitals und der Militaristen unterwerfen. Der andere 
Staat, die Deutsche Demokratische Republik, ist in das 
System der kollektiven Sicherheit des Warschauer Ver­
trages einbezogen, das die nationale Selbstbestimmung 
des deutschen Volkes in unserer Republik, die staatliche 
Integrität der Republik und die Nichteinmischung in 
die inneren Angelegenheiten der Republik gewähr­
leistet. Trotzdem ist die Einheit unserer Nation eine 
historische Tatsache, die durch keine staatliche Spaltung 
aufgehoben werden kann. Auch die fundamentalen 
Lebensinteressen des deutschen Volkes lassen sich nicht 
spalten. Weil aber die staatliche Spaltung die Lebens-
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